
 

SCHLESWIG-HOLSTEINISCHER LANDTAG  Drucksache  17/2129 
17. Wahlperiode 15.12.2011 

Änderungsantrag 
 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
 

zum Bericht und zur Beschlussempfehlung des Innen- und 
Rechtsausschusses 
 
Entwurf eines Gesetzes zum Zugang zu Informationen der öffentlichen 
Verwaltung (Informationszugangsgesetz) 
 

Drucksache 17/ 2077 

Der Landtag wolle beschließen: 

 
Der Bericht und die Beschlussempfehlung des Innen- und Rechtsausschusses vom 
15.12.2011 (Drucksache 17/2077) zum Informationszugangsgesetz wird wie folgt 
geändert: 
 
 
1.) § 3 Informationszugangsgesetz wird neu gefasst:  
 
Anspruch auf Zugang zu Informationen und Open Data  
 
Jede natürliche oder juristische Person hat ein Recht auf freien Zugang zu den In-
formationen, über die eine informationspflichtige Stelle verfügt. Dokumente, Analy-
sen, Gutachten und Statistiken werden von informationspflichtigen Stellen im Internet 
öffentlich zugänglich gemacht, wenn die Verletzung von Schutzbelangen des § 9 und 
§ 10 nicht zu erwarten sind. Rechte auf Zugang zu Informationen, die andere Geset-
ze einräumen, bleiben unberührt. 
 
 
2.) In § 10 Informationszugangsgesetz wird nach Sat z 1 folgender Satz 2 
eingefügt: 
 
Verträge und hierauf bezogene Unterlagen der öffentlichen Hand, die im Zusam-
menhang mit der Erbringung der öffentlichen Daseinsvorsorge stehen (Verkehrsinf-
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rastruktur, Gesundheitswesen, Versorgung, Entsorgung) unterliegen grundsätzlich 
dem Informationsrecht, soweit sie nach Inkrafttreten dieses Gesetzes entstanden 
sind. 
 
2.) § 10 Informationszugangsgesetz Satz 2 wird Satz  3. 
 
 
Thorsten Fürter 
und Fraktion 
 


